
Budgets zur Aufgabenerledigung erhal-
ten. Der Regionalausschuss als Vertre-
tungsorgan sollte von den Kreistagen der
Kreise und den Stadtvertretungen der
kreisfreien Städte gewählt werden, die die
kommunale Verwaltungsregion tragen.
Die Landräte und Oberbürgermeister soll-
ten ein sogenanntes Regionaldirektorium
bilden. Die Verwaltungsgeschäfte sollte
ein Verwaltungsdirektor führen, der dem
Regionalausschuss als Vorsteherorgan
zur Seite steht. Dass das Verfassungsge-
richt Mecklenburg-Vorpommern mit sol-
chen Überlegungen nicht alleine steht, er-
gibt sich aus der Tatsache, dass in Sachsen
eine von der Staatsregierung eingesetzte
Expertenkommission als eine von drei
möglichen Varianten einer Verwaltungs-
reform ebenfalls den Wegfall der Regie-
rungspräsidien und die Zusammenfas-
sung der bisher zweiundzwanzig Land-
kreise und der kreisfreien Städte ins Spiel
gebracht hat. Die Regionalkreise würden
durchschnittlich 850 000 Einwohner um-
fassen. Die Landkreise mögen tatsächlich
in erster Linie kommunale Selbstverwal-
tungskörperschaften sein, die sich in be-
sonderer Weise für die Übertragung wei-
terer staatlicher Aufgaben eignen. Sie dür-
fen im Zuge einer Funktionalreform aber
nicht zu staatlichen Verwaltungseinhei-
ten mutieren, die sich Selbstverwaltungs-
strukturen nur noch für Restbereiche leis-
ten. Solche Regionalkreise würden sicher-
lich in ihrer Selbstverwaltung geschwächt
und in ihrer Integrationskraft herabge-
setzt werden. Die Bezeichnung „Regio-
naldirektorium“, gebildet von den Land-

Am 26. Juli 2007 hat das Verfassungsge-
richt des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern in Greifswald die geplante flächen-
deckende Kreisgebietsreform für verfas-
sungswidrig erklärt. Das Verfassungsge-
richt kritisierte, bei dem Gesetz sei gegen
Prinzipien der Überschaubarkeit und der
kommunalen Selbstverwaltung versto-
ßen worden: „Kreise müssen so gestaltet
sein, dass es den Kreistagsabgeordneten
möglich ist, eine ehrenamtliche Tätigkeit
im Kreistag und in seinen Ausschüssen
zu entfalten.“

Wäre Heinrich Friedrich Karl Freiherr
vom Stein bei den Verhandlungen des
Verfassungsgerichts anwesend gewesen,
so wäre ihm manches Argument vertraut
und bekannt vorgekommen: Kommunale
Selbstverwaltung bedeutet ihrem Wesen
und ihrer Intention nach Aktivierung der
Beteiligten für ihre eigenen Angelegen-
heiten. Die Integrationsfähigkeit der Ge-
meindeverbandsebene setzt einen Orts-
bezug voraus, der es dem Landkreis er-
lauben muss, seine Ergänzungs-, Aus-
gleichs- und Integrationsfunktion zu er-
füllen. Die Verwaltungsleistungen müs-
sen für den Bürger erkennbar und er-
reichbar bleiben. Auslöser der neuerlichen
Strukturreformen der Kreisebene sind
allerdings neben fiskalischen Erwägun-
gen überwiegend Überlegungen zu einer
Reorganisation der staatlichen Landes-
verwaltung. Kommunale Verwaltungs-
regionen sollten durch Gesetz als juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts
ohne Gebietshoheit konstituiert werden.
Sie sollten eigenes Personal und eigene
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räten und Oberbürgermeistern, bewegt
sich auf nicht nur terminologischem Neu-
land. Als Teilnehmer an der heutigen Dis-
kussion würde sich der Freiherr vom Stein
vielleicht mit Rückgriff auf ein Zitat aus
der Biografie von Gerhard Ritter und mit
Hinweis auf eine eigene, über fünfund-
zwanzig Jahre währende Verwaltungs-
praxis in Preußen und in Westfalen legi-
timieren wollen: „Wer den Staatsmann
Stein begreifen will, muss zunächst den
Verwaltungsfachmann gründlich ken-
nenlernen. Nicht anders als mit den mo-
ralisch-pädagogischen Grundsätzen, die
er sich dort gebildet hatte, vermochte er
die Aufgaben der großen Politik über-
haupt zu ergreifen.“ 

Königsweg zur Verwaltung
Stein absolvierte in den Jahren 1773 bis
1777 das Studium der Rechts- und Staats-
wissenschaften an der Universität Göttin-
gen. Einige seiner Freunde gingen an die
Universität Halle weiter, wo 1727 der
erste Lehrstuhl für Kameralwissenschaf-
ten eingerichtet worden war: Wissen-
schaftliche Entwicklung und praktische
Erfahrung wurden vermittelt, ausländi-
sche Verwaltungsinstitutionen waren ein
selbstverständlicher Teil des Unterrichts.
Praktische Erfahrungen wurden durch
mehrmonatige Auslandsaufenthalte er-
gänzt. Die Themen des Rechtsstaates mit
den Anforderungen der Gewaltentei-
lung, der Gesetzmäßigkeit der Verwal-
tung und dem Schutz der Individual-
rechte begannen erst jetzt die Ausbil-
dungspläne der Juristen an den Univer-
sitäten zu bestimmen. 1780 wird Stein als
Referendar im Bergwerks- und Hütten-
departement in Berlin angestellt, 1782
wird er zum Oberbergrat ernannt, muss
sich aber die kritische Rückfrage seines
Königs Friedrich II. gefallen lassen: „Aber
gleich Oberbergrat zu werden, das ist
doch ein bisgen viel, was hat er denn ge-
tan, womit er das verdient, und um das zu
werden, muss einer sich doch ein bisgen

distinguieret haben.“ Stein befindet sich
damit auf dem Königsweg zu den Spit-
zenpositionen der preußischen Verwal-
tung und Regierung – ein Weg allerdings,
der auch gleichzeitig von Konkurrenten
gesucht und beschritten wird, für die Ver-
waltungs- und Staatsreformen zur Le-
bensaufgabe wurden. Auffallend ist, dass
der Beginn des neunzehnten Jahrhun-
derts in Bayern und in Preußen durch 
die Reformkonzepte bedeutender Staats-
männer bestimmt wurde, die zu dieser
Zeit vergleichbare, aber nicht identische,
weitreichende Reformkonzepte entwi-
ckelt und der öffentlichen Diskussion
vorgelegt haben: Graf von Montgelas
(1759 bis 1838) mit dem Ansbacher Mé-
moire von 1796, Freiherr vom Stein (1757
bis 1831) mit der Nassauer Denkschrift von
1807 und Fürst von Hardenberg (1750 bis
1822) mit der Rigaer Denkschrift von 1807.

Der inhaltliche Vergleich der Reform-
konzepte ist bereits 1986 von dem Ver-
waltungswissenschaftler Bernd Becker
geleistet worden und soll hier nicht wie-
derholt werden. Gemeinsam ist ihnen,
dass das Schwergewicht der Denkschrif-
ten auf dem Gebiet der Regierungs- und
Verwaltungsorganisation sowie der Ko-
ordination liegt und dass alle Stufen der
Verwaltung einschließlich der Kommu-
nal- und Selbstverwaltung behandelt
werden. Die Trennung der Justiz von Ver-
waltung und Gesetzgebung wird gefor-
dert, ebenso die Religionsfreiheit und die
Pressefreiheit. Einen auffallenden Unter-
schied enthalten die Denkschriften von
Stein und Montgelas jedoch in der Be-
handlung der Beamtenschaft. Montgelas
betont die Stabilitätsfunktion der Be-
amtenschaft und fordert ihre rechtliche
und materielle Absicherung durch das
Lebenszeitprinzip und die Pension. Da-
mit kann Bayern beanspruchen, mit der
Bayerischen Hauptlandespragmatik vom
1. Januar 1805 die Grundlagen für ein
modernes Beamtentum geschaffen zu ha-
ben. Dagegen ist bei Stein ein antibüro-
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kratischer Affekt nahezu sprichwörtlich.
Erstaunlich und überraschend ist die
Feststellung, dass Montgelas und Stein
keinen persönlichen Kontakt hatten und
sich über ihre Reformpläne nicht ausge-
tauscht haben. Freiherr vom Stein würde
auf die Nassauer Denkschrift vom Juni 1807
verweisen – ein wahrer Steinbruch von
Konzepten, Erfahrungen und Innovatio-
nen: Die zentrale Behördenorganisation,
die Aufgabenverteilung und der Zu-
schnitt der Ressorts der Fachminister
werden abgehandelt. Die Gliederung des
Generaldirektoriums wird von ihm kon-
kret und präzise analysiert. Viel wichtiger
für Stein ist nach Aussage seines Biogra-
fen Heinz Duchhardt die Umbildung der
nachgeordneten Verwaltungsebenen mit
dem Ziel, Gemeingeist und Bürgersinn zu
befördern. „In die aus besoldeten Beam-
ten bestehende Landeskollegia drängt

sich leicht und gewöhnlich ein Mietlings-
Geist ein, ein Leben in Formen und
Dienst-Mechanismus, eine Urkunde des
Bezirks, den man verwaltet, eine Gleich-
gültigkeit, oft eine lächerliche Abneigung
gegen denselben, eine Furcht vor Verän-
derungen und Neuerungen, die die Ar-
beit vermehren, womit die besseren Mit-
glieder überladen sind und der die ge-
ringhaltigeren sich entziehen.“ Eine Ein-
sparung an Verwaltungskosten ist aber
der weniger bedeutende Gewinn, der er-
halten wird durch die vorgeschlagene
Teilnahme der Eigentümer an der Provin-
zial-Verwaltung, denn weit wichtiger ist
die Belebung des Gemeingeistes und des
Bürgersinns.

In der Nassauer Denkschrift werden
verwaltungsorganisatorische Kategorien
in nahezu wissenschaftlicher Begrifflich-
keit entwickelt und mit der Praxis der
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preußischen Verwaltung verglichen: „Der
dem General-Directorio bisher zugewie-
sene Geschäftskreis ist […] unter dessen
einzelne Departements teils nach der Ver-
schiedenheit der Sachen, teils nach Bezir-
ken oder Provinzen verteilt […] Einheit 
in der Verwaltung verschwindet, ganz
entgegengesetzte Grundsätze werden zu
derselben Zeit in demselben Geschäfts-
zweig und derselben Sache an verschie-
denen Orten angewandt, und es ist wegen
dieser fehlenden Einheit unmöglich, all-
gemeine Maßregeln zu ergreifen und aus-
zuführen. Je größer der Staat, umso nöti-
ger ist es aber, solche Einrichtungen zu
treffen, wodurch Einheit in seiner Bewe-
gung erhalten und die zerstückelten Ge-
schäftszweige endlich an einem Punkt zu
einem Ganzen verbunden werden.“

Bleibende Gültigkeit
Die Nassauer Denkschrift von 1807 war
weder der Anfang noch das Ende der
Strukturreformen in der preußischen Ver-
waltung. Schon am 11. September 1802
hatte Stein an seinen vertrauten Mitarbei-
ter Johann August Sack, ab 1816 Ober-
präsident von Pommern, zu seinen Plänen
der Neuorganisation der Landesverwal-
tung geschrieben: „Diese Pläne werden
mit Rücksprache der Beamten, Stände
entworfen, und so wird man später fertig,
aber man vermeidet Missgriffe, die Un-
willen, Störung im Gewerbe und so wei-
ter nach sich ziehen. Man vermeide nur ja,
alles generalisieren zu wollen und alles zu
den Generalkassen zu ziehen, alle Lokal-
Einrichtungen zu sprengen und zu ver-
nachlässigen, auch Gesetze zu geben,
ohne von ihrer Ausführbarkeit und der
Zustimmung der öffentlichen Meinung
überzeugt zu sein. Man blicke nur auf das
linke Rheinufer und sehe die schreck-
lichen Folgen eines solchen Verfahrens.“

Offenbar fand die eigentümliche Bega-
bung Steins, das Verwaltungstalent, in
diesen Organisationsplänen ihr willkom-
menstes Arbeitsfeld: die für ihn charak-

teristische Verbindung von großartig-
weiten Aussichten fachmäßiger Gründ-
lichkeit im Detail, einem gewissen Beha-
gen in der Erwägung praktischer Ge-
sichtspunkte und umständlicher Verglei-
chung mit ausländischen Beispielen, aber
auch mit der geschichtlichen Überliefe-
rung (Gerhard Ritter). Von Ludwig Frei-
herr von Vincke, dem ersten Oberprä-
sidenten der preußischen Provinz West-
falen, ist eine freundliche, aber keines-
wegs unkritische Bewertung des Anteils
von Stein an der Gruppe der Reformer
überliefert: „Stein fasste die Sachen groß-
artig auf, nahm von dem Detail wenig
Notiz und übersah die Schwierigkeiten,
welche dieses mit sich brachte, selbst
wenn sie unüberwindlich gewesen wä-
ren, er verlangte die Ausführung, ohne
sich darum zu kümmern, wie?“

Dennoch muss beeindrucken, wie Stein
nach seiner „Entlassung in ungnädigs-
ter Form am 3. Januar 1807“ noch die Kraft
findet, die Nassauer Denkschrift in einem
Kreis von Reformfreunden abzustimmen
und zu formulieren. Nur auf den ersten
Blick hat diese Denkschrift ein Schwer-
gewicht in Fragen der Behördenorga-
nisation und der Koordination. Ein ge-
naueres Hinsehen offenbart vielmehr,
dass dem Bürger durch verantwortliche
Mitwirkung an der Erledigung der Staats-
geschäfte die Möglichkeit eröffnet wer-
den soll, seine staatsbürgerlichen Rechte
wahrzunehmen. Dadurch soll der Staats-
bürger an der Staatsverwaltung beteiligt
werden, nicht als hoheitliche Gunst, son-
dern als Ausübung eines konstitutionel-
len Rechts. Diese Forderung bleibt auch
heute noch gültig. Es kann nicht nur um
Modernisierung der Verwaltung nach
dem zurzeit gängigen Leitbild einer Ver-
waltung gehen, die mehr leistet und we-
niger kostet. Weit wichtiger ist „die Bele-
bung des Gemeingeistes und Bürgersinns,
die Benutzung der schlafenden oder falsch
geleiteten Kräfte und der zerstreut liegen-
den Kenntnisse“. (Freiherr vom Stein) 
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